
16. April 2013
Schriftliche Kleine Anfrage

der Abgeordneten Dennis Thering und Frank Schira (CDU) vom 09.04.2013
und Antwort des Senats

- Drucksache 20/7565 -

Betr.:
Eingeschränkte Nutzungszeiten von Hamburgs Sportstätten

Sport ist wichtig für die Bürgerinnen und Bürger Hamburgs, weil er entscheidend zur Fitness und damit auch zur Gesundheit der Bevölkerung beiträgt. Außerdem sind die sozialen Effekte der Ausübung von Sport – insbesondere von Mannschaftssportarten – ein hohes Gut und wichtig für diese Gesellschaft. Sportstätten in Hamburg sind teils nur unzureichend vorhanden und können nicht alle Bedarfe abdecken. Umso mehr ist kritisch zu überprüfen, wenn es auf Grund von Anwohnerbeschwerden zu Einschränkungen der Nutzungszeiten von Sportstätten kommt. Oberstes Ziel muss es sein, ein friedliches Miteinander von Anwohnern und Sportvereinen zu schaffen.
Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat:
1. An welchen Sportstätten in Hamburg sind die Nutzungszeiten auf Grund von Anwohnerbeschwerden eingeschränkt worden? Wie sehen diese zeitlichen Einschränkungen aus? Sind diese Einschränkungen unbegrenzt gültig oder wird deren Gültigkeit laufend überprüft?
Bei der Schulsportstätte Grandplatz Ernst-Bergeest-Weg 54 (Handweg), 21077 Hamburg hat es im Jahr 1985 aufgrund eines gerichtlichen Vergleiches eine unbefristete Einschränkung in der Nutzung des Platzes gegeben. Der Vergleich sieht vor, dass neben Nutzung für den schulischen Sportunterricht und durch die Polizei Hamburg ausschließlich eine Vereinsnutzung durch den Verein Grün-Weiss Harburg in den Zeiträumen 
· dienstags, von 16.30-19.00 Uhr mit Jugendmannschaften, und von 19.00-21.00 Uhr mit Herrenmannschaften,

· mittwochs
von 17.30-21.00 Uhr mit Jugendmannschaften,

· donnerstags von 16.30-20.00 Uhr mit Jugendmannschaften,
· freitags von 18.30-19.30 Uhr mit Jugendmannschaften.
durch Bespielen erfolgen darf. Außerdem darf der Platz in der übrigen Zeit als Schulhof und als Kinderspielplatz nicht jedoch als Bolzplatz genutzt werden.

2. Welche Konsequenzen für den Trainings- und Spielbetrieb der Schulen und  Vereine haben die oben genannten Einschränkungen? 

Keine. 
3. Stehen in nächster Zeit weitere Einschränkungen der Nutzungszeiten für Sportstätten auf Grund von Anwohnerbeschwerden an? Wenn ja, an welchen Sportstätten und aus welchen Gründen jeweils?
Den zuständigen Bezirksämtern sind keine weiteren Einschränkungen bekannt.
4. An welchen Sportstätten in Hamburg kam es auf Grund von Anwohnerbeschwerden zu baulichen Veränderungen? Welche Veränderungen waren dies jeweils und welche Kosten waren damit verbunden?
Auf Sportplätzen hat es folgende bauliche Veränderungen auf Grund von Anwohnerbeschwerden gegeben: 
· Sportanlage Am Pfeilshof:

Errichtung einer 80 m langen und 6 m hohen Lärmschutzwand im Zuge einer Platzinstandsetzung/Modernisierung. Gesamtkosten rd. 193.000 €,
· Sportanlage Henriette-Hertz-Ring:

Umrüstung von zwei Ballfanggittern (Stabgitterzäune) auf geräuscharme Ballfangnetze aus Edelstahlseilen. Kosten rd. 90.000 €,
· Bolzplatz Heilwig-Gymnasium, Wilhelm Metzger Straße 4:

Der Bolzplatz wurde durch Kunststoffpflastersteine ersetzt, um die Staubbelastung in der Luft zu reduzieren ca. 120.000 €.
5. Wie positioniert sich der Senat zu den Anwohnerbeschwerden über die Nutzung von Sportstätten? Ist es aus Sicht des Senats denkbar, das Lärmschutzgesetz dahingehend zu ändern, dass Klagen von Anwohnern gegen Geräuschemissionen von Sportstätten erschwert werden?
Der Schutz vor Geräuschemissionen aus Sportstätten ist in der Achtzehnten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Sportanlagenlärmschutzverordnung –                 18. BImSchV) auf Bundesebene geregelt. Im Zuge der Beantwortung des Bürgerschaftlichen Ersuchens Drs. 20/6659 prüfen die zuständigen Behörden, wie sichergestellt werden kann, dass Sport- und Wohnraumnutzung neben- und miteinander im Einklang gestaltet werden können und dabei bestehende Sportstätten nicht durch deren Umbau, Modernisierung beziehungsweise Erweiterung oder durch Neubauten in deren Umfeld, insbesondere durch heranrückende Wohnbebauung, veränderten Lärmbeschränkungen unterworfen werden, die ihre Nutzung unter Umständen erheblich einschränken.
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